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Für die o. g. Verbände: Elisabeth Petras, Politischer Arbeitskreis für Tierrechte in Europa (PAKT) e. V.

Ebeersreye 58, 22159 Hamburg, Tel.: 0178-470 20 16, www.paktev.de
Frau

Bundesministerin Ilse Aigner                                                                                                                                                      
Bundesministerium für Ernährung                                                                                      

Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Postfach 14 02 70

53107 Bonn
Betrifft: Tierschutzpaket                                                                                                  Hamburg den, 28.03.2011

Sehr geehrte Frau Bundesministerin Aigner,

wir sind sehr froh, dass Sie den Anstoß zu einem "Tierschutzpaket" gegeben haben, denn ein solches ist dringend nötig! Damit dieses Paket auch seinen Zweck erfüllt, Schmerzen, Leiden und Schäden (§ 1 Satz 2, § 2 Nr. 2 und § 17 Nr. 2 b TierSchG) von den Tieren abzuwenden oder sie wenigstens zu vermindern und für eine verhaltensgerechte Unterbringung (§ 2 Nr. 1 TierSchG) zu sorgen, bitten wir Sie dringend, die nachstehend genannten Punkte zu berücksichtigen.

Die schwersten Tierschutzverletzungen sind aus den Bereichen der Kaninchen- und der Putenmast bekannt. Über beide Themen ist auch in den Medien immer wieder anschaulich berichtet worden.  

Leider hat es aber den Anschein, als solle es mit Bezug auf die höchst umstrittene Putenmast wie bisher bei der Formulierung von rechtlich unverbindlichen freiwilligen "Eckwerten" bleiben, statt eine Rechtsverordnung zu erlassen, die mit konkreten Geboten und Verboten den Wohlbefindensanforderungen dieser Tiere gerecht wird. 

Eine Beschränkung auf Eckwerte führt - auch nach Ansicht von Amtstierärzten - zu folgender Gefahr: Es können im Falle eines Verstoßes keine Anzeigen erstattet werden, die ein Ordnungswidrigkeitsverfahren gegen den jeweiligen Betrieb und eine verwaltungsrechtliche Überprüfung auslösen. Darüber hinaus sind, wie uns berichtet wurde, Amtstierärzte teilweise nicht in der Lage, wahrgenommene Missstände in Putenhaltungen mit der gebotenen Deutlichkeit anzusprechen, weil ihnen sonst Gefahr droht, in die Fleischbeschau versetzt zu werden. Auch haben sie vielfach keine Möglichkeit, die Besatzdichte oder auch nur die Zahl der aufgestallten Tiere tatsächlich zu prüfen, weil die einkalkulierte Mortalität von etwa 9% (ca. 10% bei Hähnen! (4)) oft schon bei Einstallung abgezogen wird, was durch die Verbindung von Brütereien und Mastbetrieben möglich ist. 

Aus diesen und anderen Gründen gibt es nicht wenige Amtstierärzte, die selbst dringend eine Verordnung wünschen! 

Den Puten geht es trotz den seit Jahren bestehenden "Eckwerten" sehr schlecht, wie die aktuelle Studie von Ruth Ellerich et al. beweist, die das BMELV selbst in Auftrag gegeben hat. Fast 100% der Tiere, die Gegenstand dieser sehr breit angelegten Untersuchung waren, litten unter Fußballenschäden (vgl. Anlage 1). Nach der derzeitigen Rechtslage gibt es - wie die BMELV-geförderte Studie eindrucksvoll zeigt - offensichtlich keinen wirkungsvollen Schutz gegen diese massiven Tierschutzmissstände (1).

Daher geht unser dringender Appell an Sie, sehr geehrte Frau Aigner, unsere nachstehenden Forderungen zu berücksichtigen:

Wir brauchen endlich eine Rechtsverordnung für die Millionen in Deutschland gehaltenen Mastputen, die   zumindest Schäden und Schmerzen der Tiere verhindert und für die Zukunft eine verhaltensgerechte Unterbringung sicherstellt (Kriterien für eine solche liegen vor, vgl. Anlage 2).

Als Minimum für eine solche fordern wir:

· Eine maximale Besatzdichte von 1-2 Tiere/m² bzw. 21 kg/m²  im Stall

· Zusätzlich ständigen Zugang zu einem überdachten Auslauf (Wintergarten), möglichst aber Auslauf im Freien, da Puten Laufvögel sind. 

· Strengere verbindliche Kontrollen der Haltung 

· Verbindliche Schlachtbandkontrollen auf Fußschäden, Brustblasen, Gelenkentzündungen, Verletzungen und Verstümmelungen wie Schnabelkupieren. Möglich wäre ein System aus Strafen und Boni in Kombination, das sich selbst trägt. Ein solches Verfahren wäre u. E. marktgerecht

· Maximale Tageszunahmen bzw. Grüne Liste für langsam wachsende Rassen (schnellwachsende Rassen wie BUT 6 verstoßen u.E. gegen §11b TSchG)

Es ist ergänzend zu prüfen, ob eine verbindliche Untersuchung der eingesetzten Zuchttiere auf Merkmale der Qualzucht durch ein unabhängiges Institut etabliert werden kann. § 11b TschG ist aufgrund der hohen Menge der "produzierten" Tiere in einer Weise zu präzisieren, dass auch Schmerzen und Leiden, die nur bei einem Teil der Tiere zuchtbedingt auftreten, zu einem Verbot der Zuchtlinie oder dem Auftrag zu ihrer Verbesserung führen können (3).

Eine Beschränkung auf "freiwillige Vereinbarungen" in der Putenmast würde die Skandale, die bereits durch die Medien gegangen sind, weder abstellen noch mindern. Es würde sich herausstellen, dass das Tierschutzpaket nichts oder jedenfalls zu wenig bewirkt hätte. Wir denken, dass dies weder in Ihrem noch in unserem, vor allem aber nicht im Interesse der Tiere liegen kann.

Mastkaninchen betreffend sehen wir massive Tierschutzprobleme in der Käfighaltung, die Systemimmanent sind. Auch hier haben Amtsveterinäre das Problem, rechtlich keine Handhabe gegen tierquälerische Haltungen zu haben. Unsere Forderungen sind daher: 

· Ein Verbot der Käfighaltung bzw. Anforderungen, die nur noch eine Bodenhaltung erlauben.

· Ein Verbot von Gitterböden! Eine Verordnung, die weiterhin den Pfoten schädigenden Gitterboden zulässt, würde eine Verletzung von § 1 Satz 2 und § 2 Nr. 1 TierSchG darstellen und einer gerichtlichen Überprüfung nicht standhalten. 

· Eine deutliche Reduzierung der Besatzdichte (Details hierzu vgl. Richtlinien für Bodenhaltung von Kaninchen www.vier-pfoten.de
Sehr geehrte Frau Aigner, auch die kleinbäuerliche Landwirtschaft profitiert von höheren Tierschutzstandards, weil dort die Tiere ohnehin zumeist artgemäßer gehalten werden. Billigfleisch fördert das Bauernsterben.

Ihrer Antwort sehen wir mit Hoffnung und Spannung entgegen!

Bitte beachten Sie in der Anlage die Liste der Verbände, die diesen Aufruf unterstützen.

Mit freundlichem Gruß

Elisabeth Petras

Politischer Arbeitskreis für Tierrechte in Europa (PAKT) e. V.

im Auftrage der in Anlage 3 aufgeführten Verbände


(1) Siehe Anlage 1: R. Ellerich, H. Mitterer-Istyagin, M. Ludewig, K. Cramer, T. Bartels,

K. Fehlhaber, M.-E. Krautwald-Junghanns: Forschungsauftrag "Indikatoren einer tiergerechten Mastputenhaltung". Hier: Projektvorstellung und erste Ergebnisse der Praxisstudie, Celle 2009.
(2) Siehe Anlage.
(3) Wir verweisen im übrigen auf das rechtskräftig abgeschlossene Strafverfahren (Az. 18 Cs 240 Js 44568/07 (243/10 AG Cloppenburg/StA Oldenburg) gegen einen QS-Putenmäster in Niedersachsen, der wegen Tierquälerei verurteilt worden ist. Das LAVES hat in einem Offizialgutachten für die Staatsanwaltschaft Oldenburg systemimmanente Mängel in der Haltung der B.U.T. 6 - Putenrasse festgestellt.
(4) Vgl. Petermann, Sabine in Richter,T.: Krankheitsursache Haltung.  Stuttgart 2005: Enke Verlag: "Bereits jetzt liegen die Verluste  in der Hahnenmast bei 10%, teilweise auch darüber." Anmerkung: "Hahnenmast" bedeutet hier Putenhähne.

3 Anlagen                                              

Anlage 3:

Dieser Aufruf wird von folgenden Verbänden unterstützt:         Ansprechpartner:

                                 




   


1.   Albert Schweitzer Stiftung für unsere Mitwelt


Mahi Klosterhalfen
2.   Bildungsinitiative Achtung Mitwelt 




Regina Kowalzick
3.   PETA Deutschland e.V. 





Dr. Edmund Haferbeck
4.   Politischer Arbeitskreis für Tierrechte in Europa (PAKT)  e.V.
Elisabeth Petras
5.   ProVieh, Verein gegen tierquälerische Massentierhaltung e.V.
Stefan-Andreas Johnigk
6.   Schüler für Tiere e.V. 






Sabine Luppert  
7.   Initiative Schule und Tierschutz 




Regina Kowalzick
8.   Tierärztliche Initiative Tierschutz 




Dr. Hermann Focke
9.   Tier und Mensch e.V. 






Tierärztin Karin Ulich
10. Vier Pfoten, Stiftung für Tierschutz 




Ina Müller-Arnke

Weitere Verbände haben nur der zeitlichen Knappheit und längerer Entscheidungswege wegen auf eine Mitunterzeichnung verzichtet, tragen unser Anliegen aber inhaltlich mit.

Tierärztliche 


Initiative Tierschutz
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